
2. Soweit ja: Ist die Richtlinie 90/435/EWG des Rates vom
23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem der Mutter-
und Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten, ins-
besondere deren Art. 4 Abs. 1, dahin auszulegen, dass sie
diesen Mitgliedstaat verpflichtet, die Gewinnausschüttung, die
eine Gesellschaft dieses Staats von ihrem Tochterunterneh-
men aus einem anderen Mitgliedstaat erhält, für vollständig
abzugsfähig vom Gewinn des Besteuerungszeitraums und
den sich daraus ergebenden Verlust für auf einen folgenden
Besteuerungszeitraum übertragbar zu erachten?

3. Falls die Richtlinie 90/435/EWG dahin auszulegen ist, dass
die belgische Regelung mit Art. 4 Abs. 1 in Bezug auf
Gewinnausschüttungen unvereinbar ist, die eine belgische
Muttergesellschaft von einer in der EU ansässigen Tochterge-
sellschaft bezogen hat, steht dann diese Bestimmung der
Richtlinie auch der Anwendung der belgischen Vorschrift auf
Gewinnausschüttungen entgegen, die eine belgische Mutter-
gesellschaft von einer belgischen Tochtergesellschaft bezogen
hat, wenn, wie im vorliegenden Fall, der belgische Gesetzge-
ber bei der Umsetzung der Richtlinie in belgisches Recht
beschlossen hat, rein innerstaatliche Sachverhalte genauso zu
behandeln wie durch die Richtlinie geregelte Sachverhalte,
und das belgische Recht daher auch für rein innerstaatliche
Sachverhalte an die Richtlinie angepasst hat?

4. Steht Art. 43 EG-Vertrag einer gesetzlichen Regelung eines
Mitgliedstaats entgegen, wonach für die Veranlagung zur Kör-
perschaftsteuer die Befreiung von Gewinnausschüttungen, die
eine Gesellschaft in einem Besteuerungszeitraum von ihrer in
einem anderen Mitgliedstaat ansässigen Tochtergesellschaft
bezogen hat, im erstgenannten Mitgliedstaat auf die Höhe
des Gewinns in dem Besteuerungszeitraum beschränkt wird,
in dem die Gewinnausschüttung erfolgte (nach Abzug
bestimmter gesetzlich aufgezählter Teilbeträge), während eine
vollständige Befreiung der Gewinnausschüttung möglich
wäre, wenn diese Gesellschaft eine feste Betriebsstätte in
einem anderen Mitgliedstaat errichtet hätte?

(1) ABl. L 225, S. 6.
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Vorlagefrage

1. Schließt Art. 2 Abs. 1 und 2 der Ersten Richtlinie
67/227/EWG (1) des Rates vom 11. April 1967 zur Harmo-
nisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Umsatzsteuer in Verbindung mit den Art. 2, 10 Abs. 1
Buchst. a und 10 Abs. 2 der Sechsten Richtlinie
77/388/EWG (2) des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmoni-
sierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: ein-
heitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage die Möglich-
keit aus, dass dem Mehrwertsteuerpflichtigen die Verpflich-
tung zur Zahlung der zusätzlichen Steuerschuld im Sinne
von Art. 109 Abs. 5 und 6 des Gesetzes vom 11. März
2004 über die Steuer auf Waren und Dienstleistungen (Dz.
U. Nr. 54 Pos. 535 mit Änderungen) auferlegt wird, wenn
festgestellt wird, dass der Mehrwertsteuerpflichtige in der
abgegebenen Steuererklärung einen Betrag als zu erstattende
Steuerdifferenz oder als zu erstattende Vorsteuer ausgewiesen
hat, der höher ist als der ihm zustehende Betrag?

2. Können die „Sondermaßnahmen“ im Sinne von Art. 27
Abs. 1 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemes-
sungsgrundlage unter Berücksichtigung ihres Charakters und
Zieles in der Möglichkeit bestehen, dem Mehrwertsteuer-
pflichtigen eine zusätzliche Steuerschuld aufzuerlegen, die
mit Entscheidung der Steuerbehörde festgesetzt wird, wenn
die Tatsache festgestellt wird, dass der Steuerpflichtige einen
zu hohen Betrag als zu erstattende Steuerdifferenz oder einen
zu hohen Betrag als zu erstattende Vorsteuer angegeben hat?

3. Umfasst die Berechtigung nach Art. 33 der Sechsten Richt-
linie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmo-
nisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: ein-
heitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage das Recht, die
zusätzliche Steuerschuld im Sinne von Art. 109 Abs. 5 und 6
des Gesetzes vom 11. März 2004 über die Steuer auf Waren
und Dienstleistungen (Dz. U. Nr. 54 Pos. 535 mit Änderun-
gen) einzuführen?

(1) ABl. 1967, Nr. 71, S. 1301.
(2) ABl. L 145, S. 1.
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